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Unterrichtung
durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über die für den Kaufkraftausgleich 
maßgebende Entwicklung im Währungsgebiet des Euro

I n h a l t s v e r z e i c h n i s Preisniveau geführt hat. Nach wie vor weicht das Preisni-
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Zusammenfassung
Kaufkraftunterschiede zwischen Inland und Ausland
werden für Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und
Richter sowie Soldatinnen und Soldaten an einem auslän-
dischen Dienstort durch den Kaufkraftausgleich ausgegli-
chen. 
Auch nach Einführung des Euro erhalten Auslandsbe-
dienstete bei entsprechenden Kaufkraftunterschieden im
Bereich der Wirtschafts- und Währungsunion einen ent-
sprechenden Ausgleich.
Das Statistische Bundesamt hat gemäß dem Auftrag des
Deutschen Bundestages im Jahre 2003 die Hauptstädte im
Euro-Bereich untersucht. Das Ergebnis zeigt, dass die
Einführung des Euro bisher nicht zu einem einheitlichen

veau in den Euro-Staaten in unterschiedlichem Maße von
den Verhältnissen in Berlin ab.

In Finnland, Frankreich, Italien, Irland und Österreich
führen die Preisniveauunterschiede weiterhin zur Zahlung
eines Kaufkraftausgleichs. 

1 Regelungsziele und Leitvorstellungen des 
Gesetzgebers beim Kaufkraftausgleich 

Der Kaufkraftausgleich (KKA) gleicht Kaufkraftunter-
schiede zwischen Inland und Ausland für Beamtinnen
und Beamte, Richterinnen und Richter oder Soldatinnen
und Soldaten mit dienstlichem und tatsächlichem Wohn-
sitz an einem ausländischen Dienstort aus.

Die Bediensteten im Ausland sollen durch den Kaufkraft-
ausgleich in die Lage versetzt werden, mit ihren Dienst-
bezügen an ihrem jeweiligen ausländischen Dienstort Gü-
ter (Waren und Dienstleistungen) in ungefähr gleicher
Menge und Qualität kaufen zu können, wie sie ihnen im
Inland für diese Dienstbezüge geboten werden. Höhere
Wohnungskosten im Ausland sind hiervon nicht erfasst,
sondern werden durch Mietzuschuss ausgeglichen. 

Verlassen die Bediensteten aus dienstlichen Gründen ih-
ren normalen inländischen Lebenszusammenhang, erhal-
ten sie über den KKA eine Kaufkraftgarantie für ihre In-
und Auslandsdienstbezüge. Umgekehrt werden aber auch
teilweise ungerechtfertigte Vorteile ausgeschlossen, wenn
die Kaufkraft im Ausland wesentlich günstiger ist als in
Deutschland. Der KKA ist somit ein Korrekturfaktor zur
bestehenden Besoldung.

Bei den Dienstbezügen im Inland findet ein Ausgleich ei-
nes unterschiedlichen Preisniveaus nicht statt. Der Ge-
setzgeber geht davon aus, dass diese Unterschiede sich in
einem Rahmen bewegen, der dem Empfänger der Bezüge
zumutbar ist.

Der KKA  ist kein selbstständiger Bestandteil der Aus-
landsdienstbezüge. Er passt vielmehr die Dienstbezüge
Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 29. Dezember 2003 gemäß Beschluss des Deutschen
Bundestages vom 9. November 2001 zu Nummer 2 der Beschlussempfehlung auf Bundestagsdrucksache 14/7352.
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zur Erhaltung der Kaufkraft den durch das Währungs-
und Preisgefälle veränderten Verhältnissen im Ausland
an. In Erfüllung der Fürsorgepflicht des Dienstherrn wird
damit sichergestellt, dass der mit der Besoldung verfolgte
Zweck, dem Beamten die dem jeweiligen Amt und den
persönlichen Verhältnissen angemessene Bezahlung zu
gewähren, auch bei dienstlichem Wohnsitz im Ausland
erhalten bleibt.
Regelungen zum Kaufkraftausgleich haben eine lange
Tradition im deutschen Recht. Bereits in der Weimarer
Republik war nach den jeweiligen Haushaltsplänen die
Zahlung von Kaufkraftausgleich möglich. So war durch
Sonderregelungen für den diplomatischen und konsulari-
schen Dienst die Erhöhung oder Minderung der Auslands-
besoldung zum Ausgleich der Kaufkraft und Währungs-
umwandlung am Dienstort festgeschrieben. Für übrige
Beamte mit Wohnsitz im Ausland konnte der Finanz-
minister Kaufkraftunterschiede nach seinem Ermessen
ausgleichen.
Mit der Neuregelung des Besoldungsrechts durch das
Bundesbesoldungsgesetz 1957 ist eine gesetzliche An-
spruchsgrundlage für Beamte auf kaufkraftentsprechende
Bezüge geschaffen worden. Seither erhielten Beamte,
Richter und Soldaten mit dienstlichem Wohnsitz in einem
fremden Währungsgebiet, die über die Bezüge in der
Währung dieses Gebietes verfügen müssen, einen Aus-
gleich durch Zu- oder Abschläge für die Unterschiede
zwischen der Kaufkraft der fremden Währung und der
Kaufkraft der Deutschen Mark.

2 Änderung infolge der Einführung des Euro im 
Gebiet der Wirtschafts- und Währungsunion

Im Gesetzestext zum Kaufkraftausgleich wurde seit 1957
zunächst im § 2  später in § 7 BBesG für die Anspruchs-
begründung auf den Dienstsitz im „fremden Währungsge-
biet“ statt im „Ausland“ abgestellt. 
So lautete § 7 Satz 1 BBesG a.F. wie folgt:
„Hat der Beamte, Richter oder Soldat seinen dienstlichen
Wohnsitz in einem fremden Währungsgebiet und muss er
über die Bezüge in der Währung dieses Gebietes verfügen,
so ist ein Unterschied zwischen der Kaufkraft der fremden
Währung und der Kaufkraft der Deutschen Mark durch
Zu- oder Abschläge auszugleichen (Kaufkraftausgleich).“
Mit der Einführung des Euro im Gebiet der Wirtschafts-
und Währungsunion ab dem 1. Januar 2002 hat sich die
Frage gestellt, wie künftig der KKA innerhalb der Wirt-
schafts- und Währungsunion gehandhabt wird. Bei
Dienstorten in Staaten, die den Euro eingeführt haben,
wären mit der bis dahin geltenden Fassung die gesetzli-
chen Voraussetzungen für die Zahlung eines KKA entfal-
len, da es sich nicht mehr um ein fremdes Währungsge-
biet handelt. Zudem war die Bezugswährung nicht mehr
die Deutsche Mark, sondern der Euro.  
Deshalb brachte die Bundesregierung mit dem Entwurf
eines 6. Besoldungsänderungsgesetzes 2001 eine Ände-
rung der Regelung des KKA in § 7 BBesG ein. Es sollte
nicht mehr auf die Verwendung in einem fremden Wäh-
rungsgebiet, sondern auf den dienstlichen und tatsächli-
chen Wohnsitz im Ausland abgestellt werden.

Die Änderung hatte im Wesentlichen klarstellende Be-
deutung. Sie sollte insbesondere verdeutlichen, dass es
auf den Unterschied zwischen der Kaufkraft der Bezüge
im Inland am Sitz der Bundesregierung und am ausländi-
schen Dienstort ankommt und nicht auf einen abstrakten
Unterschied zwischen der Kaufkraft zweier Währungen.
Bei Kaufkraftunterschieden am ausländischen Dienstort
in einem Mitgliedstaat der Wirtschafts- und Währungs-
union sollte weiterhin Kaufkraftausgleich gewährt wer-
den (vgl. Bundestagsdrucksache 14/7097 S.15).

Der Bundesrat lehnte in seiner Stellungnahme zu dem
Gesetzentwurf dagegen die Weitergewährung von KKA
im Gebiet der Wirtschafts- und Währungsunion ab. Er sah
zwar die Notwendigkeit einer Änderung des § 7 BBesG
durch den Wechsel der Währungseinheit Deutsche Mark
auf Euro, wollte aber Kaufkraftausgleiche innerhalb des
einheitlichen Währungsgebietes ausschließen. Er wollte
Forderungen entgegenwirken, unterschiedlichen Teue-
rungsziffern auch im Inland bei der Besoldung Rechnung
zu tragen (vgl. Bundestagsdrucksache 14/7097 S. 30).

Dazu nahm die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung
wie folgt Stellung:

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag, Kaufkraft-
unterschiede an den ausländischen Dienstorten im Wäh-
rungsgebiet des Euro nicht mehr durch Zu- oder Ab-
schläge auszugleichen, nicht zu. Nach geltendem
Besoldungsrecht soll der Beamte, Richter und Soldat in
die Lage versetzt werden, am ausländischen Dienstort
Güter in ungefähr gleicher Menge und Qualität kaufen zu
können wie im Inland. Diese Regelung gilt weltweit. Bei
Besoldungsempfängern in den Ländern der Euro-Zone ist
an die nach wie vor bestehenden Preisunterschiede zum
Inland anzuknüpfen und sind Kaufkraftunterschiede wei-
terhin auszugleichen.

Der deutsche Bundestag hat in seiner 199. Sitzung am
9. November 2001 aufgrund der Beschlussempfehlung
und des Berichts des Innenausschusses – Drucksache
14/7352 – das 6. Besoldungsänderungsgesetz beschlos-
sen. 

Seit dem 1. Januar 2002 gilt § 7 BBesG in der folgenden
Fassung:

„(1) Entspricht die Kaufkraft der Bezüge am dienstlichen
und tatsächlichen Wohnsitz im Ausland (ausländischer
Dienstort) nicht der Kaufkraft der Bezüge im Inland am
Sitz der Bundesregierung, ist der Unterscheid der Kauf-
kraft durch Zu- oder Abschläge auszugleichen (Kauf-
kraftausgleich).

(2) Das Statistische Bundesamt  ermittelt für den einzel-
nen Dienstort nach einer wissenschaftlichen Berech-
nungsmethode auf Grund eines Preisvergleichs und des
Wechselkurses zwischen den Währungen den Vomhun-
dertsatz, um den die Lebenshaltungskosten am ausländi-
schen Dienstort höher oder niedriger sind als am Sitz der
Bundesregierung (Teuerungsziffer). Die Teuerungsziffern
sind vom Statistischen Bundesamt bekannt zu machen.

(3) Der Kaufkraftausgleich wird anhand der Teuerungs-
ziffer festgesetzt. Das Nähere zur Festsetzung des Kauf-
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kraftausgleichs regelt das Auswärtige Amt im Benehmen
mit dem Bundesministerium des Innern durch allgemeine
Verwaltungsvorschrift.

3 Beschluss des Deutschen Bundestages und 
Untersuchung durch das Statistische 
Bundesamt

Mit dem 6. Besoldungsänderungsgesetz hat der Deutsche
Bundestag beschlossen, die Bundesregierung aufzufor-
dern, über die für den Kaufkraftausgleich maßgebende
Entwicklung im Währungsgebiet des Euro bis zum
31. Dezember 2003 zu berichten. 

Zur Begründung wurde ausgeführt:

„Mit dem Sechsten Besoldungsänderungsgesetz hat der
Deutsche Bundestag die Voraussetzungen dafür geschaf-
fen, dass auch nach der rechtlichen Vollumstellung auf die
Währungseinheit Euro ein Kaufkraftausgleich im Wäh-
rungsgebiet des Euro vorgenommen werden kann. Bei Be-
soldungsempfängern in den Ländern der Euro-Zone ist an
die bestehenden Preisunterschiede anzuknüpfen und sind
Kaufkraftunterschiede weiterhin auszugleichen.
Der Bundesrat hatte sich in seiner Stellungnahme zum Ge-
setzentwurf der Bundesregierung gegen einen Kaufkraft-
ausgleich im Währungsgebiet des Euro ausgesprochen.
Nach Auffassung des Bundesrates könnten Forderungen
Auftrieb bekommen, unterschiedlichen Teuerungsziffern
auch im Inland, z. B. durch die (Wieder-) Einführung von
Ortsklassen, bei der Besoldung Rechnung zu tragen.
Diesen Bedenken sollte zunächst durch eine sorgfältige
Beobachtung der Entwicklung im Währungsgebiet des
Euro Rechnung getragen werden“ (vgl. Bundestags-
drucksache 14/7352 S. 31).
Aufgrund dieses parlamentarischen Berichtsauftrages hat
das Statistische Bundesamt im Auftrag der Bundesregie-
rung im Jahre 2003 begleitet von Mitarbeitern der Zen-
trale des Auswärtigen Amtes örtliche Überprüfungen in
allen Hauptstädten der Europäischen Währungsunion
(Athen, Berlin, Brüssel, Den Haag, Dublin, Helsinki, Lis-
sabon, Luxemburg, Madrid, Paris, Rom und Wien) durch-
geführt. Hieran hat das Bundesministerium des Innern
nicht teilgenommen.

4 Verfahren zur Ermittlung des 
Kaufkraftausgleiches

Das Statistische Bundesamt ermittelt Teuerungsziffern,
aus denen sich dann nach einer vom Auswärtigen Amt,
den Bundesministerien des Innern, der Verteidigung  und
der Finanzen festgelegten Regelung der KKA ergibt.

Auf der Basis eines einheitlichen „Warenkorbs“ werden
dabei zunächst Teuerungsziffern durch bilaterale reine
Preisvergleiche ermittelt. Gebildet werden Preispaare für
das In- und Ausland, wobei Menge und Qualität weitge-
hend identisch und die Güter in der gleichen Geschäftska-
tegorie – soweit vorhanden – eingekauft sein müssen.
Dem Verbrauchsschema liegen Ergebnisse von Statisti-
ken über die Ausgaben der Haushalte von Angestellten
und Beamten mit höherem Einkommen zugrunde. Das

Wägungsschema beruht auf Daten der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe (EVS). Das Verbrauchsverhalten
des Inlandes wird damit fiktiv auf das Ausland übertra-
gen; andere landestypische Gebrauchsgewohnheiten des
Auslandes bleiben hier unberücksichtigt. 

Die Teuerungsziffer für Berlin als dem Sitz der Bundesre-
gierung beträgt Null und bildet das Vergleichsniveau. Un-
terschiede im Preisniveau innerhalb Deutschlands werden
hierbei nicht berücksichtigt.

Für bestimmte Güter des Warenkorbs (knapp 40 %) wird
kein Preisvergleich durchgeführt, weil davon ausgegan-
gen wird, dass sie üblicherweise nicht am ausländischen
Dienstort beschafft werden (langlebige Gebrauchsgüter
wie Möbel, Kleidung). Bei steuerfreiem Sonderbezug von
alkoholischen Getränken, Tabakwaren und Kraftstoff
wird ein Abzug vorgenommen.

Die auf dieser Grundlage gebildeten Gesamtteuerungszif-
fern können wegen des damit verbundenen Zeit- und Ar-
beitsaufwandes nur in mehrjährigen Abständen durch
Originalerhebungen überprüft werden; zwischenzeitlich
werden sie anhand verschiedener Indikatoren fortgerech-
net. Die mit dem Berechnungsverfahren verbundenen
rechnerischen und statistischen Unsicherheiten werden
deshalb durch bestimmte Margen abgefangen. Hat das
Statistische Bundesamt eine Teuerungsziffer für einen
ausländischen Dienstort ermittelt, bildet eine durch 5 teil-
bare, z. T. aufgerundete Zahl den KKA. 

Beispiel:

Bei einer Teuerungsziffer von 1 bis 5 beträgt der KKA 5 %,
bei einer Teuerungsziffer von 7 beträgt  der KKA 10 %. 

Im negativem Bereich wird ab einer Teuerungsziffer von
– 16 ein KKA von – 5 % festgesetzt.

5 Ergebnis der örtlichen Überprüfungen durch 
das Statistische Bundesamt

Die Überprüfung hat ergeben, dass eine durchgängige
Angleichung der Teuerungsziffer nicht festgestellt wer-
den kann. In Finnland, Irland, Italien, Portugal und Spa-
nien ist der Abstand zu Berlin um bis zu drei Punkte grö-
ßer geworden. In Griechenland hat er sich um zwei
Punkte verringert und in den übrigen Ländern um je einen
Punkt. Damit haben sich zwar die Teuerungsziffern ver-
ändert, aber nicht in eine einheitliche Richtung.

Der durchschnittliche Abstand der Teuerungsziffern vom
Berliner Vergleichsniveau (= 0) lag im Januar 2002 bei
3,2 Punkten und nach den Neuberechnungen in diesem
Jahr bei 3,5. Er hat sich damit etwas erhöht. Mit 0,9 % ist
jetzt auch der Durchschnitt aus den Teuerungsziffern der
elf Länder höher als im Januar 2002. Der damalige Wert
betrug 0,1 %.

In Finnland, Frankreich, Italien, Irland und Österreich
führen die Preisniveauunterschiede, die sich in Teue-
rungsziffern zwischen + 7 % (Finnland) und + 1 % Öster-
reich) niederschlagen und derzeit zu einem Kaufkraftaus-
gleich von 5 % und 10 %. In den übrigen Ländern liegt
der KKA bei 0 %.
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Teuerungsziffern und Kaufkraftausgleich 
in der Europäischen Union

Teuerungs-
ziffern

November 2003

Kaufkraft-
ausgleich

November 2003

Belgien
Finnland
Frankreich
Griechenland
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Österreich
Portugal
Spanien

– 2
  7
  7
– 2
  6
  3
– 4
  0
  1
– 4
– 2

  0
10
10
  0
10
  5
  0
  0
  5
  0
  0
Weltweit liegt Japan mit einer Teuerungsziffer von 38 %
und einem gezahlten Kaufkraftausgleich von 40 % am
höchsten. Am niedrigsten liegen Ägypten und Polen mit
einer Teuerungsziffer von – 18 % und einem Kaufkraft-
abschlag in Höhe von 5 %. 

Zu den näheren Einzelheiten insbesondere zu den Ursa-
chen für die Preisunterschiede wird auf den anliegenden
Bericht des Statistischen Bundesamtes verwiesen. 

6 Fazit
Die Einführung des Euro in den Staaten der Wirtschafts-
und Währungsunion ab dem 1. Januar 2002 hat nicht zu
einer Nivellierung der Preisniveauunterschiede geführt.
Nach wie vor weicht das Preisniveau in den Euro-Staaten
in unterschiedlichem Maße von den Verhältnissen in Ber-
lin ab. 
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Anlage



Drucksache 15/2320 – 6 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

n o c h  Anlage 



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 7 – Drucksache 15/2320

n o c h  Anlage



Drucksache 15/2320 – 8 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

n o c h  Anlage 



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 9 – Drucksache 15/2320

n o c h  Anlage



Drucksache 15/2320 – 10 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

n o c h  Anlage 



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 11 – Drucksache 15/2320

n o c h  Anlage



Drucksache 15/2320 – 12 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

n o c h  Anlage 



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 13 – Drucksache 15/2320

n o c h  Anlage



Drucksache 15/2320 – 14 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

n o c h  Anlage 



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 15 – Drucksache 15/2320

n o c h  Anlage



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 340, Telefax (02 21) 97 66 344

ISSN 0722-8333


	Inhaltsverzeichnis
	Zusammenfassung
	1 Regelungsziele und Leitvorstellungen des Gesetzgebers beim Kaufkraftausgleich
	2 Änderung infolge der Einführung des Euro im Gebiet der Wirtschafts- und Währungsunion
	3 Beschluss des Deutschen Bundestages und Untersuchung durch das Statistische Bundesamt
	4 Verfahren zur Ermittlung des Kaufkraftausgleiches
	5 Ergebnis der örtlichen Überprüfungen durch das Statistische Bundesamt
	6 Fazit
	Anlage




